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Verordnungspaket Umwelt Herbst 2026 
Vernehmlassung des Kantons Schwyz 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
 
Mit Schreiben vom 22. Dezember 2025 hat das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation (UVEK) den Kantonsregierungen die Unterlagen zum Verordnungspaket 
Umwelt Herbst 2026 betreffend: 
 

− Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten vom 26. August 1998 (Altlasten-
Verordnung, AltlV, SR 814.680); 

− Verordnung über die Abgabe zur Sanierung von Altlasten vom 26. September 2008 (VASA, 
SR 814.681); 

− Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen vom 4. Dezember 2015 
(Abfallverordnung, VVEA, SR 814.600); 

− Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (GSchV, SR 814.201); 

− Verordnung zur Reduktion von Risiken beim Umgang mit bestimmten besonders gefährlichen 
Stoffen, Zubereitungen und Gegenständen vom 18. Mai 2005 (Chemikalien-Risikoredukti-
ons-Verordnung, ChemRRV, SR 814.81); 

− Verordnung zum Rotterdamer Übereinkommen über das Verfahren der vorherigen Zustim-
mung nach Inkenntnissetzung für bestimmte Chemikalien im internationalen Handel vom 
10. November 2004 (PIC-Verordnung, ChemPICV, SR 814.82). 

 
zur Vernehmlassung bis 12. April 2026 unterbreitet. 
 
Die vorgeschlagenen Änderungen der Verordnungen werden im Grundsatz begrüsst. 
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Anmerkungen zu den Änderungen der Abfallverordnung: 
Die nun vorliegende Variante zur Umsetzung der Sammlung von privaten Siedlungsabfällen durch 
private Anbieter wird im Grundsatz begrüsst, jedoch bestehen noch einige offene Punkte. An ver-
schiedenen Stellen ist eine Präzisierung notwendig, um den Vollzug der Abfallverordnung zu gewähr-
leisten. Insbesondere ist es zentral, dass die Transparenz und Kontrolle, aber auch die Fristen sowie 
die Planungssicherheit nicht gefährdet werden. Einerseits muss der Bund die regelmässige Überprü-
fung der Anbieter sicherstellen. Andererseits sind den Kantonen diejenigen Informationen zuzustel-
len, damit diese ihre Vollzugsaufgaben (insbesondere Art. 4 VVEA) wahrnehmen können. Zudem ist 
die Pflicht zur Separatsammlung von drei auf fünf Jahre auszuweiten, um die kantonalen Abfallpla-
nungen zu ermöglichen. 
Die geplanten Anpassungen der Grenzwerte für Dioxine (PCDD) und Furane (PCDF) in Rückständen 
aus der thermischen Abfallbehandlung werden begrüsst. Die Ablagerung unbehandelter Filterasche 
auf Deponien infolge von Behandlungskapazitätsengpässen wird hingegen kritisch beurteilt. In sol-
chen Fällen sollte die Untertagedeponie in Deutschland erste Priorität erhalten. 
 
Anmerkungen zu den Änderungen der Gewässerschutzverordnung: 
Eine Berichterstattung der Kantone bei Trockenheit (Anhang 4b) wird im Grundsatz begrüsst. In 
der Vorlage sind deren Inhalte aufgeführt. Es fehlt jedoch an weiterreichenden Informationen, wie 
die Berichterstattung effektiv zu erfolgen haben wird. Die Vorlage lässt darauf schliessen, dass 
eine Berichterstattung kurzfristig vom Bund eingefordert wird. Ob hierfür kantonal vorbereitende 
Dokumentationen (kantonale Planungen zu Wasser/Trockenheit [Klima]) notwendig werden, ist 
nicht klar definiert.  
Aufgrund des aufgeführten Umfanges kann von einem kurzfristigen Mehraufwand für die Kantone 
ausgegangen werden, für welchen der Bund die entsprechenden Hilfsmittel zur Verfügung stellen 
sollte. Zweckmässig wäre beispielsweise, wenn der Bund die Berichterstattung mittels minimalem 
Geodatenmodell (MGDM) sichern würde. So könnte eine einheitliche Berichterstattung sichergestellt 
werden. 
 
Anmerkungen zu den Änderungen der Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung: 
Die Möglichkeit und Kompetenz auf kantonaler Stufe invasive Organismen mit Bioziden zu bekämp-
fen, insbesondere auch auf nicht explizit landwirtschaftlich genutzten Rückzugsflächen solcher Or-
ganismen, wird grundsätzlich begrüsst. 
Ohne die hoheitlichen Bundeskompetenzen über nationale Moore in Frage zu stellen, erscheint der 
explizite Ausschluss von nationalen Mooren bei der Biozidanwendung jedoch klärungsbedürftig. Ins-
besondere für den Kanton Schwyz mit grossen Moorflächen und entsprechend auch grossem Poten-
zial an Rückzugsflächen müsste bei nachweislichem Auftreten auch für Moorflächen von nationaler 
Bedeutung eine sachliche «Anschlusslösung» formuliert sein. 
Mit der Vorlage soll die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zur Tilgung oder Eindämmung eines 
Quarantäneorganismus oder eines potenziellen Quarantäneorganismus in Naturschutzgebieten und 
in schützenswerten Lebensräumen unter bestimmten Voraussetzungen ermöglicht werden. Eine der 
Voraussetzung ist gemäss Anhang 2.5 Ziff. 1.2 Abs. 3ter Bst. b, dass der Quarantäneorganismus oder 
der potenzielle Quarantäneorganismus im betroffenen Gebiet im zu bekämpfenden Entwicklungssta-
dium mit grosser Wahrscheinlichkeit vorkommt. Da die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln er-
hebliche Risiken hinsichtlich der geschützten und gefährdeten Tier- und Pflanzenarten birgt, sollte 
diesbezüglich eine restriktivere Formulierung eingeführt werden: 
 
«b. Das Vorkommen des Quarantäneorganismus oder des potenziellen Quarantäneorganismus im be-
troffenen Gebiet und im zu bekämpfenden Entwicklungsstadium muss durch einen fachlich aner-
kannten Nachweis belegt sein.» 
 
Wieso die Vorlage auf Quarantäneorganismen und potenzielle Quarantäneorganismen reduziert 
wird, ist nicht nachvollziehbar. So breitet sich beispielsweise die Asiatische Hornisse (Vespa velu-
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tina) sehr rasch in der Schweiz aus. Diese Art ist kein Quarantäneorganismus. Sie baut ihre Nes-
ter jedoch auf Bäumen bzw. häufig im Wald, was eine zweckmässige und tiergerechte Bekämp-
fung einschränkt, da eine Anwendung von Pestiziden nicht möglich ist. Auch invasive gebiets-
fremde Pflanzenarten lassen sich oft nur ungenügend ohne chemische Bekämpfung nachhaltig 
tilgen. Hierzu ist der japanische Staudenknöterich (Reynoutria japonica) zu nennen. 
Die Schaffung der zusätzlichen Ausnahmetatbestände soll auch die chemische Bekämpfung von in-
vasiven gebietsfremden Organismen ermöglichen. Die Vorlage ist entsprechend zu ergänzen. 
 
Weiter soll mit der Vorlage die Ausbringung von Kalkungsmitteln im Wald ermöglicht werden. Bio-
tope von nationaler, regionaler und lokaler Bedeutung sowie schützenswerte Lebensräume sollen da-
von ausgenommen sein. Aus Sicht des Naturschutzes ist es zwingend erforderlich, dass diese Ge-
biete auch in der definitiven Version der Verordnung ausdrücklich als Ausschlussgebiete festgelegt 
bleiben. 
 
In Bezug auf die Änderungen im Bereich Industriechemikalien gilt es zum Anhang 1.16 PFAS fol-
gendes festzuhalten: 
Es soll gemäss Vorlage keine Verwendung fluorhaltiger Schaumfeuerlöscher nach dem 1. Januar 
2032 mehr geben. Etwa 2 000 000 fluorhaltige Schaumfeuerlöscher müssen somit bis Ende 2031 
auf fluorfreie Mittel umgerüstet werden. Nach Angaben des Löschgeräte-Verbands Schweiz LGVS  
ist eine Umrüstung der mehrheitlich genutzten «Kartuschen-Löscher» mit einem Mehrpreis von 
Fr. 50.-- verbunden. Diese einmaligen Kosten für Unternehmen sind zu tief angesetzt. Nicht bei al-
len Handfeuerlöschern ist es möglich, die Kartusche zu ersetzen, sondern der Handfeuerlöscher 
muss ersetzt werden. 
Weiter sollen bei Ereignissen in Industrie- und Gewerbebetrieben, in denen brennbare Flüssigkeiten 
involviert sind, in stationären Löschanlagen vorgehaltene fluorhaltige Schaumlöschmittel (SLM) nach 
dem 1. Januar 2037 nicht mehr verwendet werden. Gegen 90 % der Löschanlagen in Industrie- und 
Gewerbebetrieben operieren noch mit fluorhaltigen SLM. Die Kosten für die Umrüstung der stationä-
ren Anlagen dürften höher sein als die aufgeführten Fr. 60 000.-- bis 120 000.-- pro Anlage, denn 
es ist damit zu rechnen, dass aufgrund des erhöhten Wasserverbrauchs mit PFAS-freien Schäumen 
das Rohrnetz teilweise ersetzt werden muss. 
 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Herr Bundesrat, unse-
rer vorzüglichen Hochachtung. 
 
 
 
Im Namen des Regierungsrates: 
 
 
 
Michael Stähli Dr. Mathias E. Brun 
Landammann Staatsschreiber 
 
 
 
 
 
 


